
































































4.2 Baulinien 

Die §§ 20 und 129 des Baugesetzes ermöglichen es, Bauvorhaben, 
welche die Ausgestaltung des Bebauungsplanes, die Ziehung künf­
tiger Bau- und Niveaulinien und die Aufstellung des Quartierplanes 
nachteilig präjudizieren, die baupolizeiliche Bewilligung zu verwei­
gern. Dabei ist allerdings der einschränkenden regierungsrätlichen 
Praxis, wo nach Quartierpläne in überbauten Gebieten nur insoweit 
aufgestellt und durchgeführt werden können, als sie keine Beseiti­
gung von Gebäuden, mit Ausnahme eigentlicher Abbruchobjekte , 
bedingen, Rechnung zu tragen. Eine indirekte Förderung der Reali­
si e rung bedeutet sodann § 120 des Baugesetzes, nach welcher Be­
stim mung die von de:· Bau linie angeschnittenen Bauten nur noch 
unterhalten, nicht aber renoviert und erweitert werden dürfen. ln 
gleicher Richtung auf eine raschere Überalterung des planungswid­
rigen Altbaubestandes dürfte sich eine strenge Praxis zu§ 116 des 

Baugesetzes auswirken . 
Mit der Ziehung der Baulinien erhält die Gemeinde ohne weiteres 
das Recht zur Expropriation des für Strassen, Plätze und Fuss­
gängerverbindungen erforderlichen Pri vatlandes mit Einschluss der 
darauf stehenden Gebäude (§ 17 des Baugesetzes) . Anstelle des 
Eigentumserwerbs kann, wo es zweckmässig erscheint, die blasse 
Begründung von Dienstbarkeiten, z. B. für Fussgängerpassagen 
treten. Der Eigentumserwerb dürfte in vielen Fällen dadurch we­
sentlich erleichtert werden, dass das abzutretende Land durch ein e 
Ausnützungsum legung dem Eigentümer wertmässig erhalten bleiben 
kann. Die Gemeinde ist bezüglich des Zeitpunktes, an welchem sie 

die Baulinien durchführen will, frei (§ 29 des Baug esetzes). Das fl.ir 
Grundstücke, die durch die Baulinienziehung unüberbaubar ge­
macht werden , den Eigentümern zustehende Heimschlagsrecht 
wird erfahrungsgernäss fast nie ausgeü bt. Eine Möglichkeit zum 
Erwerb planungswidriger Altbauten , die nicht von Baulinien an­
geschnitten sind , besteht nur, soweit die Gemeinde einen speziellen 
Expropriationstitel nachweisen kann. Ein zwangsweiser Erwerb von 
Bauten für Sanierungszwecke ist in § 122 des Baugesetzes vor­
gesehen. Prob leme besonderer Art gibt die Bau linienzi ehung als 
so lche auf, da die Verkehrsbeziehungen in mehreren Ebenen er­
folgen, die sich nur teilweise decken. Dies bedingt richtigerweise 
die Ziehung mehrerer Bau- und Niveaulinien. Die Frage war bereits 
Gegenstand einer Abklärung auf der Baudirektion. Dabei wird in 
den Auflageplänen und Erläuterungen ein klarer Hinweis zu schaffen 
sein , welche Funktion den einzelnen Baulinien (Haupt- und Arkaden­
baulinien) zukommt, und welche von den verschiedenen Niveau­
linien für die Gebäudehöhe und die Lage der Hauseingänge (§ 61 
und 62 des Baugesetzes) massgeblich zu sein haben. 
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Im weiteren kommt der Baulinie zusammen mit dem Richtplan und 
allfälligen privaten Bauvorschriften auch eine ästhetisch-städtebau­

liche Funktion zu. 

4.3 Umlegung 

Die Umlegung wird , wenn sie nicht überhaupt in der Form des 
privaten Quartierplanes erfo lgt, mindestens der Ergänzung durch 
private Verträge bedürfen. Ziel wird die Zuteilung werthöherer 
oder mindestens wertgleicher Parzellen im Neubestand sein müs­
sen. Im Rahmen des privaten Quartierplans besteht insbesondere 
die Möglichkeit, Eigentümern , die Land für Strassenbau abzutreten 
haben, Realersatz zu gewähren und an Stelle von kleinen Grund­
stücken die Bildung von Gesamteigentum, Miteigentum, Wohnungs­
eigentum und Baurechten im Sinne der Realwerterhaltung für sol­
che Kleineigentümer zu fördern. Die Schaffung eines einheitlichen 
städtebaulichen Zentrums wird die Ausarbeitung einer Grundeigen­
tümer-Bauordnung (private Bauvorschriften im Sinne von § 68 d des 
Baugesetzes) und möglicherweise einer Teilbauordnung erforderlich 
machen. Dem einer solchen Bauordnung zugrunde liegenden Richt­
plan wird jedoch auch für diejenigen Eigentümer, die sich an 
privaten Bauvorschriften nicht beteiligen wollen, indirekt eine ge­
wisse verbindliche Kraft zukommen, sei es bei der Prüfung der 
Einordnung in die bauliche Umgebung, sei es bei der Bewilligung 
von Ausnahmen , sei es endlich bei Gewährung des Ausnützungs­
zuschlages für die Gesamtüberbauung. Bezüglich der Übergangs­
verhältnisse ist schliesslich zu beachten, dass vorübergehend zwi­
schen Altbauten und Neubauten ungenügende Grenz- und Gebäude­
abstände entstehen können , die ausnahmebewilligungsbedürftig 
sein werden. Im Quartierplan sollten daher transitorische Näher­
baurechte begründet werden. Ein besonderes Augenm erk ist auch 
der Forderung zu schenken, dass die bestehenden Bauten nicht 
durch neue Verkehrslösungen ihre Erschliessung völlig verlieren; 
hier wird bis zum Abbruch und Neubau Realersatz durch Provi­
sorien geleistet werden müssen (vgl. § 181 EG ZBG) . 
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5. Weiteres Vorgehen 

Wie aus den vorstehenden Darlegungen über d ie Verkehrsaufgaben 
hervorgeht, ist das verkehrstechnische Ergebnis der Zentrumspla­
nung als Teilbebauungsplan durch den Grossen Gemeinderat fest­
zusetzen und durch den Regierungsrat genehmigen zu lassen. 
Mit der damit gewonnenen Grundlage sind Bau- und Niveaulinien 
festzusetzen . 

Mit den vorstehenden Darlegungen werden Behörden , Grundeigen­
tümer und allfällige weitere Interessenten über die Möglichkeiten 
und Absichten orientiert. Den Grundeigentümern , einerseits, und 
den Verkaufsorganisationen , anderseits, sind bereits in Versamm­
lungen die Planungsergebnisse erläutert worden. Hernach sind di e 
Grundeigentümer einzeln weiter orientiert und über ihre Absichten 
befragt worden. Dabei wurde eine allgemein positive Stellungnahme 
festgestellt. 

Nach Abschluss der Inventarisation der Einzelinteressen sind die 
eigentlichen Umlegungen mit privaten Verträgen zu vereinbaren in 
Kombination mit einer Grundeigentümer-Bauordnung im Sinne 
von § 68 d des Baugesetzes. Dieses Vorgehen bietet dem Grund­
eigentümer die grossen Vorteile eines gesicherten Anspruchs auf 
eine geregelte Bauweise, ein einfaches Baubewilligungsverfah ren 
sowie eine klare Lösung aller Nachbarprobleme. Die gegenseitige 
Gewährung von Grunddienstbarkeiten wird wesentlich erleichtert. 
Auf Grund der festzusetzenden Baulinien sind alsdann durch die 
jeweils zuständigen öffentlichen Instanzen die erforderlichen Detail­
projekte der Verkehrsanlagen ausarbeiten, genehmigen und kre­
ditieren zu lassen. Auch sind diejenigen Liegenschaften zu erwer­
ben, die voll durch Verkehrsanlagen beansprucht werden und fü r 
welche in der Umlegung kein Ersatz geboten werden kann. 

Angesichts der Komplexität der Projekte und der verschiedenen 
Interessen der öffentlichen Bauherrschaften ist ein Etappenplan zu 
vereinbaren . 

Gesamthaft ist der Beratung der Grundeigentümer und der all­
gemeinen Aufklärung ein grosses Gewicht beizumessen. Es ist 
bereits festzustellen , dass die Grundeigentümer ebenfalls der An­
sicht sind, dass für eine gute Lösung nur ein gemeinsames Vor­
gehen zum Ziele führt. 
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